Haushaltsrede

von Frau Dr. Doris Schröder-Weber (FDP-Fraktion)

zum Haushalt 2009

Mittwoch, den 01.04.2009

Es gilt das gesprochene Wort:

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,

sehr geehrte Damen und Herren,

mit Blick auf die umfangreiche Tagesordnung unserer heutigen Ratssitzung, werde ich mich – wie in den vergangenen Jahren zuvor – auch in diesem Jahr relativ kurz fassen; zumal meine Vorrednerinnen und mein Vorredner bereits die Rahmenbedingungen, unter denen der diesjährige Haushalt entstanden ist, ausführlich dargestellt haben.

Selbstverständlich möchte auch ich nicht versäumen, der Verwaltung, insbesondere dem Kämmereiteam zu danken, die sich im zweiten Jahr des NKF-Haushaltes offensichtlich in die neue Art der Haushaltsführung gut eingearbeitet haben und ihrer Zusage im letzten Jahr, die Zielvereinbarungen in das Haushaltskonzept mit einzuarbeiten, realisiert haben. 

Dies bedeutete sicherlich für uns als Ratsmitglieder eine Erleichterung im Umgang mit dem Haushaltsplan während der Haushaltsplanberatungen.

Letztendlich ist tatsächlich mit dem neuen Rechnungswesen die kommunale Realität transparenter geworden. Wichtige Informationen werden nun für die Verwaltung der Stadt und ihre Bürger und Bürgerinnen deutlicher und nachvollziehbarer.

Allerdings ist auch klar ersichtlich, dass wir dieses Jahr nur knapp an der Aufstellung eines pflichtigen Haushaltssicherungskonzeptes vorbei manövriert sind und unser Ziel, bis zum Jahr 2012 für die Stadt Monheim einen ausgeglichenen Haushalt darzustellen, offensichtlich in weite Ferne gerückt ist.

Es ist schon bedrückend, dass wir Bürgervertreter Jahr für Jahr versuchen zu gestalten, zu handeln, ein Sparpaket nach dem anderen aufzulegen, auch bei kleinen Projekten zu sparen, um dann als Ergebnis die düstere Perspektive vor Augen zu haben, womöglich wieder ein pflichtiges Haushaltssicherungskonzept in den Folgejahren aufstellen zu müssen.

Die drohende Kommunalaufsicht sollte unsere vordringlichste Motivation sein, strikt weiterhin den Weg der freiwilligen Unterwerfung unter die Fortschreibung der Haushaltssicherung zu beschreiten.

Aufgrund der unerwartet guten Steuermehreinnahmen im Jahr 2008 um rund elf Millionen Euro konnte zwar ein Überschuss im Haushalt 2008 von rund 2,6 Mio. Euro ausgewiesen werden. Allerdings sind diese Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer in den Jahr 2007 und 2008 allein Sondereffekten der äußerst guten Wirtschaftslage bei einigen Unternehmen zu verdanken.

Angesichts der bevorstehenden Auswirkungen der bereits spürbaren Weltwirtschaftskrise, welche nach Expertenmeinungen ihren Höhepunkt im Jahr 2010 erst erlangen wird, wird voraussichtlich bereits im Jahr 2009 ein vernehmbarer Einbruch der Gewerbesteuer und anderer Einnahmen zu verzeichnen sein.

Wie soll es aber erst in Zukunft aussehen, wenn wir bereits jetzt im Jahr 2009 unsere gesamte Ausgleichsrücklage in Anspruch nehmen und auch die Mittel der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich der Ergebnisplanung herangezogen haben? Das heute im Jahr 2009 gezeichnete Bild der Monheimer Finanzwirtschaft ist desolat und dementsprechend zeichnet sich eine düstere Perspektive der Stadt in den Folgejahren ab.

Insoweit hält die FDP-Fraktion es für ihre Pflicht und – wie schon im vergangenen Jahr  in meiner Haushaltsrede betont – für ein absolutes Muss, den Sparkurs fortzusetzen.

In meiner letztjährigen Haushaltsrede hatte ich die Verwaltung aufgefordert, ein Entschuldungskonzept zu entwickeln, um den Schuldenberg und die jährliche Zinslast abzubauen – dies unter Verweis auf den damals herrschenden wirtschaftlichen Aufschwung. Bedauerlicherweise ist diesem Appell nicht nachgekommen worden und die unerwartet hohen Gewerbesteuereinnahmen sind dann auch nicht darauf verwendet worden, unsere Verbindlichkeiten zu verringern, sondern nur wieder ausgegeben worden.

Diese Vorgehensweise wird zu Recht von der Industrie- und Handelskammer Düsseldorf in seiner Stellungnahme vom 20.03.2009 kritisiert, wo angemerkt wird, dass die Ergebnisplanung für die Jahre nach 2009 ohne die jährliche Zins- und Tilgungslast von rund 5 Mio. Euro hätte ausgeglichen sein können, hätte man die Mehreinnahmen für die Verbindlichkeitenreduzierung, z,.B. bei den Kassenkrediten, verwendet.

Dass die IHK Düsseldorf in ihrer Stellungnahme wieder einmal den hohen Gewerbesteuerhebesatz der Stadt Monheim am Rhein kritisch anmerkt, ist von Seiten der Liberalen äußerst nachvollziehbar – schließlich ist dies eine Thematik, die die FDP immer wieder zu Recht anspricht.

Bedauerlicherweise ist die Bereitschaft der anderen Fraktionen, den Gewerbesteuerhebesatz in unserer Stadt herabzusetzen, nicht vorhanden. Es wird insoweit weiter verkannt, dass der Gewerbesteuerhebesatz die entscheidende Kennziffer im Wettbewerb um die Ansiedlung von Unternehmen ist und ich bin mir sicher, dass die hiesige Wirtschaftsförderung tagtäglich damit konfrontiert wird, dass potentielle Ansiedlungsinteressenten sich von dem nicht konkurrenzfähigen Hebesteuersatz in Monheim abgeschreckt sehen.

Da stehen wir uns also nach wie vor weiterhin im Weg, wobei die FDP-Fraktion allerdings nicht müde wird, auch weiterhin für eine Gewerbesteuersenkung bei den weiteren Fraktionen zu werben.

Um überhaupt konkurrenzfähig mit den Nachbarstädten zu sein, muss dann aber – wenn wir schon mit unserem Gewerbesteuerhebesatz so unattraktiv sind - natürlich eine professionelle Wirtschaftsförderung im Einklang mit einer professionellen Stadtplanung her. Dies merkt auch die IHK in ihrer Stellungnahme an. Da wird eine Ansiedlungspolitik seitens der Stadt aus einem Guss angemahnt.

Sieht man sich allerdings die Arbeit der Wirtschaftsförderung und der Stadtplaner im vergangenen Jahr an, kann davon tatsächlich nicht mal ansatzweise von solch „einem Guss“ die Rede sein. 

Bereits in meiner letzten Haushaltsrede habe ich angemerkt, dass die FDP-Fraktion die Arbeit der Wirtschaftsförderung als nicht optimal bewert. Im Rückblick gesehen, war diese Bewertung noch mehr als schmeichelhaft. 

Angesichts der als desaströs zu bezeichnenden Planung im Rheinpark mit einem Schrottgroßschredderunternehmen und gleichzeitiger Planung einer Ansiedlung einer Fachhochschule mit 600 Studierenden sowie einer angeblich anspruchsvollen Monberg-Gastronomie, bestätigt sich die mangelnde Kompetenz des Wirtschaftsförderungsteams einschließlich ihrer Spitze, des Bürgermeisters.

Das Ergebnis sieht nun so aus, dass wir uns als Stadt Schadensersatzforderungen der IMR in noch unbekannter Höhe entgegensehen, wir – völlig ohne Not - Sicherheitsgeber für Privatinvestoren einer dubiosen Monberg-Gastronomie sind mit gleichzeitiger Hergebung unserer Eigentumsrechte am Monberg. Ganz zu schweigen von der enormen Energie und Zeit, welche die städtische Wirtschaftsförderung für die Beschaffung von Investoren für das Rathauscenter III aufgewendet hat, die offensichtlich verschwendet war. Denn der uns vom Bürgermeister versprochene „Coup“ mit einem bedeutungsvollen Ankermieter und weiteren attraktiven Einkaufsangeboten wird wohl nun nicht glücken.

Monheim wird keine Einkaufserlebnisstadt werden – auch wenn man sich das noch so sehr wünschen mag -. Deshalb hat sich die FDP-Fraktion von Anfang an gegen sämtliche Investitionen der Planung Rathauscenter III ausgesprochen. Ob nun als Fachmarktcenter oder als Einkaufscenter.

Monheim muss sich vielmehr auf seine Stärken konzentrieren. Diese liegen überwiegend in der attraktiven Lage am Rhein. Monheim ist städteplanerisch dahingehend zu entwickeln, dass sie eine Stadt der Naherholung und des attraktiven Wohnens wird. Die Erschließung neuer Bebauungspläne sind dasjenige Projekt, mit welchem Familien als neue Bürger gewonnen werden können, die die so dringlich notwendige Steuerkraft, angesichts der ansonsten problematischen Bevölkerungsstruktur Monheims – stärken und damit den Schuldenabbau beschleunigen.

Die Folgen der Verhinderung der IMR Ansiedlung im Rheinpark werden uns noch sowohl auf der finanziellen Ebene als auch auf der Imageebene der Stadt begleiten.

Und diese Folgen – sehr geehrter Herr Bürgermeister – lassen wir uns nicht von Ihnen in die Schuhe schieben. 

Ihr Ziel ist es, von ihrer mangelnden Kompetenz und Weitsicht in Sachen Wirtschaftsförderung dieser Stadt abzulenken. Aber da mögen Sie noch so oft in der Öffentlichkeit und gegenüber der Presse auf die angebliche Haftung derjenigen Ratsmitglieder verweisen, welche sich für die Rückabwicklung des Grundstückskaufvertrages mit der IMR ausgesprochen haben und mit Phantasie Schadensersatzforderungen der IMR in Höhe von 5 bis 6 Mio. Euro jonglieren – wir werden auch hier nicht müde sein, die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt dahingehend aufzuklären, dass wir die Folgen Ihrer „Chefsache“ Ihnen zu verdanken haben.

Rein tatsächlich dürfte allenfalls ein Vertrauensschaden auf Seiten der IMR in Höhe der bisherigen Grundstücks- und Baumaßnahmen auf dem erworbenen Grundstück entstanden sein, welcher zudem deutlich unterhalb von 1 Mio. Euro liegen dürfte. 

Daneben dürfte sogar fraglich sein, ob der Firma IMR überhaupt Vertrauensschutz zuzusprechen ist – betrachtet man sich insbesondere das dubiose Vorgehen der IMR bei der Beantragung der Genehmigung nach dem BundesimmissionsschutzGesetzes, einhergehend mit dem Vertragsbruch, der Verpflichtung zur Einreichung eines entsprechenden Antrages bei der Bezirksregierung bis zum 31.12.2008. 

Die von Ihnen, sehr geehrter Herr Bürgermeister, in Aussicht gestellte persönliche Haftung der Ratsmitglieder ist schon deshalb zurückzuweisen, da der gemeinsame Antrag der FDP-Fraktion mit den Fraktionen der SPD, der Peto und der Grünen nur deshalb zur Rückabwicklung des Grundstückskaufvertrages vom 04.09.2008 zu stellen war, da Sie – sehr geehrter Herr Bürgermeister - Ihrer Pflicht zur umfassenden Aufklärung der jeweiligen Entscheidungsgremien im Aufsichtsrat der MVV, welchem die FDP-Fraktion nicht angehört und des Haupt- und Finanzausschusses, widerrechtlich nicht nachgekommen sind. Sondern vielmehr wesentliche Tatsachen betreffend das Gefahrenpotential dieser Unternehmung und vertragliche Absprachen mit der IMR GmbH  bewusst unterdrückt haben.

Ich möchte nicht noch mal ausführlich zu den Vorgängen um den Grundstücksverkauf an die IMR GmbH eingehen. Dies habe ich bereits mit meinen Ausführungen in der Sonderratssitzung am 03.02.2009 gemacht und ist nachlesbar.

Allerdings möchte ich doch folgendes nochmals hervorheben:

Sämtliche Vorlagen zum geplanten Verkauf der Grundstücke enthielten keinerlei offene Transparenz über die möglichen Gefährdungen und Belästigungen, welche von dem Recyclingunternehmen ausgehen könnten. Nicht einmal ansatzweise wurde darauf verwiesen, dass  durch das geplante Unternehmen nachteilige Auswirkungen wie Lärm, Verkehrsaufkommen, Feinstaub und andere äußerst gesundheitsschädigende Schadstoffemissionen verursacht werden könnten.

So enthielt z.B. auch die Vorlage im Haupt- und Finanzausschuss vom 04.09.2008 weder ein Hinweis darauf, dass ein solcher Betrieb nach dem Bundesimmissionsschutz-Gesetz (BImSchG) genehmigungspflichtig ist,  noch dass es bei der Ansiedlung eines solchen Unternehmens voraussichtlich zu erheblichen Bürgerprotesten kommen könnte. 

Es wurde in der Vorlage vielmehr suggeriert, es handele sich bei dem  ansiedlungswilligen Unternehmen um ein hoch technologisch angelegtes Produktionsunternehmen. Bezeichnenderweise enthielt  die Vorlage  nicht einmal den Begriff „Schrott“ noch „Schrottverwerter“.

Nicht mit einem Wort wurde erwähnt, dass von einem  Betrieb dieser Art eine Lärmbelästigung und weitere Immissionsbeeinträchtigungen ausgehen werden. Auf Nachfragen wurde vielmehr von Seiten des Unternehmens und des Bürgermeisters versichert, dass „mit einer Lärmbelästigung nicht zu rechnen sei“ und Herr Waters hat in einer MVV Aufsichtsratsitzung sogar ausdrücklich darauf verwiesen, dass „keinerlei Probleme erwartet werden“ (Zitat Hr. Waters).

Insbesondere auch die Vorgehensweise des Unternehmens, die Dringlichkeit des Vertragsabschlusses zu suggerieren, so schnell wie möglich erforderliche BImSch-Anträge auf den Weg zu bringen, um den Vertragsabschluss noch vor einer Genehmigung durch den Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Monheim am Rhein am 04.09.2008 – nämlich am gleichen Tag mittags - , untermauert die von nahezu allen Beteiligten empfundene Täuschung.

Bezeichnend ist, dass erst am Tag der Ratssondersitzung am 03.02.2009 ein entsprechender Antrag des Unternehmens gestellt worden ist, obwohl dies  explizit die einzige  Begründung für die seitens des Bürgermeisters gefordert Dringlichkeitsentscheidung am 04.09.2008 hätte sein können. Vertraglich wurde zudem die Einleitung des Verfahrens bis 31.12.2008 zugesichert, was – wie bereits erwähnt – tatsächlich vertragswidrig nicht erfolgte.

Die Beantragung einer Teilbaugenehmigung der IMR, die offensichtlich allein das Ziel hatte, Tatsachen zu schaffen und damit das Genehmigungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz zu beeinflussen, lässt ebenfalls auf Täuschungswillen schließen.

Nein, weder die Ansiedlung IMR, noch das geplante Rathauscenter III, noch das Einpumpen städtischen Geldes in die Monberg-Gastronomie, welches Sie – geehrter Herr Bürgermeister - wiederum mit einer durch nichts zu rechtfertigenden Dringlichkeitsentscheidung mit Unterstützung des Herrn Bosbach von der CDU-Fraktion und Frau Riedel von der Peto-Fraktion, ohne Legitimation der weiter im Rat vertretenen Fraktionen durchgeboxt haben, kann als intelligente Wirtschaftsförderung bezeichnet werden. Es fehlt an der erforderlichen Weit- und Übersicht – all dies bedeutet einen Imageverlust nicht für den Rheinpark, sondern auch für die gesamte Stadt.

Hier muss mit ganzer Kraft neu angesetzt werden. 

Dazu gehört auch der viel zitierte Citymanager, der immer noch von einigen in der Stadt irrtümlicherweise als Partymacher oder Eventmanager angesehen wird. Dieser muss unserer Ansicht nach erst einmal richtig positioniert sein. 

Die FDP sieht hiefür die zentrale Stellenschaffung eines Koordinators, der im Bereich Handel, Wirtschaft und Tourismus die einzelnen Kräfte in der Stadt aus Unternehmungen, Gruppierungen, Vereine und Verbände bündelt und zusammenführt. Nur so  kann ein bis jetzt nicht vorhandenes Gesamtkonzept, das über den Bereich Marketing eine Stadt als Marke behandelt und vermarktet, über und mit einem 

Marketinggadvisor – wie es so schön Neudeutsch heißt - professionell angegangen werden.

Denn Marketing heißt nichts anderes, als Unternehmenspolitik mit allen betrieblichen Funktionen auf den Absatz, den Markt und den Kunden auszurichten. Marketing heißt also für eine Stadt, die Stadt als Marke zu positionieren und die Funktionen des  Handels, der Wirtschaft und des Tourismus auf alle potentiellen Stadtkonsumenten in vielen Bereichen auszurichten. Stadtmarketing heißt aber auch, einer Stadt ein positives Gesicht bzw. Image zu verleihen, das sukzessive aufgebaut und nach außen transportiert werden muss.

Durch die Bündelung der Kompetenzen Handel, Wirtschaft, Tourismus mit einem Marketingadvisor an der Spitze kann die Stadt alle ihre Stärken in diesen Bereichen zu einem Gesamtimage  ausloten und vermarkten. Dies muss professionell geschehen. Um professionelle Lösungen zu entwickeln – aber auch um professionelle Erfolge zu sichern. 

Wir begrüßen es daher sehr, dass der Notwendigkeit der Schaffung einer solchen Stelle im vorliegenden Haushaltsplan  entsprochen worden ist – wenn auch nur zunächst befristet auf zwei Jahre und finanziert durch Fördermittel. Auf die sorgfältige Auswahl des entsprechenden Marketingsadvisor ist auf jeden Fall größten Wert zu legen.

Ein positiveres Beispiel im Rahmen der letztjährigen Entwicklung als das der Wirtschaftsförderung, ist der Fachbereich 51 – Kinder, Jugend und Familie – zu bewerten. 

Trotz der überaus angespannten Haushaltssituation ist die Gesamtaufwendung in Höhe von 14,6 Mio. Euro nach Ansicht der FDP-Fraktion mit Augenmaß und zielführend eingesetzt worden. 

Da ist es allerdings unseriös – und das liebe Frau Schlösser erlaube ich mir zu kritisieren – den Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt trotz äußerst angespannter Haushaltslage, nicht finanzierbare Versprechungen zu machen, wie eine kostenlose Kinderbetreuung in hiesigen Kindertagesstätten in Aussicht zu stellen. Auch ein, seine Schatten voraus werfender, Kommunalwahlkampf, kann derartige Versprechungen nicht rechtfertigen.

Nicht nur der mit Unterstützung der FDP-Fraktion beschlossene Ausbau der U3-Betreuung durch Trägereinrichtungen, sondern parallel dazu auch die qualitative Verbesserung der Tagespflege von Kindern unter drei Jahren durch eine höherwertige Ausbildung der Tagesmütter ist erfreulich.

Durch den nunmehr belegten höheren Bedarf von verlässlichen Betreuungsplätzen im Kindertagesstättenbereich ist auch die nunmehr vorgezogene Errichtung bei Kindertagesstätten im Monheimer Stadtgebiet als begrüßenswert zu betrachten. Auch wenn hier unter Einbeziehung des zuständigen Fachausschusses sicherlich noch zu diskutieren ist, an welchen Standorten die Einrichtungen zu errichten sind. Nach Auffassung der FDP-Fraktion ist hier auch der Stadtteil Baumberg nicht zu vernachlässigen, da vor der nunmehr geplanten und bevorstehenden Wohnbebauung im Bereich des Bebauungsgebietes Baumberg-Ost auch die bestehenden Einrichtungen in Baumberg, in eine verlässliche Planung mit einbezogen werden muss.

Bekanntermaßen sind die dort angesiedelten Einrichtungen an der Bregenzerstraße in einem baulich nicht zufrieden stellenden Zustand, so dass bei der vorgezogenen Planung und Errichtung von weiteren Kindestagesstätten, diese nach Auffassung der FDP mit ins Boot genommen werden müssen.

Insgesamt begrüßt die FDP-Fraktion, wie auch im zuständigen Fachausschuss getan, die angedachte Entwicklung unter dem Arbeitstitel „Hauptstadt des Kindes“. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass die Vision „Hauptstadt des Kindes“ die positiv gestoßene Strukturierung des Fachbereiches durch bundesweit prämierte und ausgezeichnete Projekte, wie Moki –Monheim für Kinder – sowie das Monheimer Modell (MoMo) im Bereich der Musikerziehung der Grundschulen fortgeführt werden kann. 

Hier ist für die FDP-Fraktion ebenfalls besonders wichtig, dass die Förderung von Kindern und Jugendlichen im gesamten Stadtgebiet übergreifend erfolgen wird und somit die Stadt Monheim am Rhein die Umsetzung zukünftiger Projekte in allen Fachbereichen  auf Familien- und Kinderfreundlichkeit prüft.

In diesem Kontext ist auch der von der FDP eingebrachte Antrag der Fortführung der städtischen Gemeinschaftshauptschule Anton-Schwarz-Schule als verpflichtende Ganztagsschule zu sehen. Nach Auffassung der FDP-Fraktion besteht dringender Handlungsbedarf, diese Schule als verpflichtende Ganztagsschule schnellstmöglich umzuwandeln. Dies auch vor dem Hintergrund, dass die von uns angestrebten Bemühungen der Verbesserung der auch durch das Land NRW eingeleiteten Qualitätsoffensive für die Schulform Hauptschule eine Umwandlung dringend erforderlich machen. Die FDP-Fraktion erlaubt sich an dieser Stelle erneut darauf hinzuweisen, dass  zwischenzeitlich alle Hauptschulen im Kreis Mettmann mit Ausnahme der städtischen Anton-Schwarz-Hauptschule als Ganztagsschulen geführt werden. 

Der Ausbau der Anton-Schwarz-Hauptschule als Ganztagsangebot soll durch geeignet Strukturen und begleitende Maßnahmen insbesondere auf eine umfassende Verbesserung der Startchancen für Kinder und Jugendliche dieser Schulform hinwirken. Diese verpflichtende Form soll eine vollwertige und verbindliche Ganztagsschule mit besonderen Förderangeboten im schulischen und sozialen Bereich sicherstellen. Für die FDP-Fraktion ist es an dieser Stelle unerheblich, an welchem Standort die Schulform verpflichtende Ganztagsschule der Hauptschule realisiert werden soll. Jedoch ist es im Kontext der Erzielung einer Hauptstadt des Kindes unerlässlich auch für diese Schülerinnen und Schüler insbesondere mit hohen Anteilen an Zuwanderungsgeschichte und problematischen, familiären und sozialen Strukturen ein ganztägiges Betreuungs- und Schulungsangebot sicherzustellen. Dies würde konzeptionell die von der FDP-Fraktion stets unterstützte Präventionskette Moki-Monheim für Kinder erweitern und ergänzen.

Im Gesamtkontext dieser positiven Entwicklung ist damit im Bereich der qualitativen und quantitativen Verbesserung auch die Richtung des Hauses der Chancen in Monheim zu sehen. Mit der dort angedachten Bündelung von Sozialkompetenz und Beratungsangeboten für Familien und Betroffene ist ein wichtiger Schritt vollzogen, die in unserer Stadt geschaffenen Beratungsangebote im Rahmen eines niederschwelligen Angebotes zur Verfügung zu stellen.

Zusammenfassend schließe ich meine Anmerkungen zu den einzelnen von mir hervorgehobenen Punkten mit der Zustimmung zum vorliegenden Haushalt und Stellenplan 2009; dies allerdings wieder verbunden mit dem dringenden Aufruf an die Verwaltung, auch weiterhin unermüdlich Einspar- und Einnahmepotentiale konsequent auszuforschen, damit wir angesichts der bereits bestehenden – uns als Stadt sicherlich noch dieses Jahr merklich treffende - Wirtschaftskrise nicht vollends wirtschaftlich Schiffbruch erleiden, zumal durch den warmen Geldregen aus dem Konjunkturpaket II und den damit verwirklichten Maßnahmen in zukunftssichernde Infrastrukturvorhaben für die Stadt, schnell der Eindruck entstehen könnte, uns ginge es finanziell gut – obwohl jeder ausgegebener Cent aus dem Konjunkturpaket letztendlich von uns allen wieder zurückzuzahlen ist. Es sind mithin größte Anstrengungen zu unternehmen, diese Tatsachen immer wieder ins Bewusstsein der Bürgerinnen und Bürger und insbesondere der im Rat vertretenen Fraktionen zu bringen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

gez. Dr. Doris Schröder-Weber
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